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Tito und die SED
Gefährliche Diskussionen beunruhigen das Zentralkomitee

Seit T ito  in Moskau und Stalingrad Triumphe feiern  konnte, 
bahnen sich in der SE P  gefährliche Diskussionen über die 
F rage der Entscheidungsfreiheit einzelner kommunistischer P a r 
teien an. Es geht dabei nicht einmal so sehr um die seinerzeit 
von Ulbricht gemaßregelten Kommunisten, sondern vielm ehr um 
eine prinzipielle K lärung des Verhältnisses der Sowjetzonen
partei zur KPdSU . Noch immer w ird  laut SED-Statut die un
bedingte Unterordnung und Treue zur Kommunistischen Partei 
der Sowjetunion als Grundvoraussetzung fü r die M itgliedschaft 
z itiert. Seit Moskau den anderen Ostblockparteien attestierte, 
daß diese starre Anlehnung zu schwerwiegenden politischen 
Fehlern führte, werden innerhalb der S E P  erstmals auch Vor
gänge nach 1945 einer kritischen Betrachtung unterzogen.

Während in allen übrigen 
Ostblockstaaten wenigstens der 
Versuch gemacht w ird, po liti
sche und taktische Fehler der 
letzten 10 Jahre auf den E in
fluß Stalins abzuwälzen und —  
daraus begründet —  eine „na
tionalere“  P o litik  zu fordern, 
beschränkt man sich in der So;- 
w jetzone nur auf kleineres ideo
logisches Geplänkel.

D ie SED ist die schwächste 
der kommunistischen Parteien. 
Man befürchtet zu Recht, daß 
hier jede Opposition leicht 'die 
Oberhand gewinnen könnte, 
wenn sie die Fehler der V er
gangenheit offen zitiert. Noch 
ist unvergessen, w ie h e ftig  die 
Parte im itg lieder auf die beiden 
Ansätze Ulbrichts zu einer V er
dammung Stalins reagierten.

Warnendes Beispiel: K PD
Es g ib t eine starke Funktio

närsgruppe im Apparat der 
SED, die fü r einen Abbau der 
D iktatur plädiert. Und dies 
nicht aus demokratischen Ge
fühlen heraus, sondern als P ro 
dukt einer nüchternen Überle
gung: D ie F rage  der W ieder
vereinigung ist in  den Bereich 
unmittelbarer Diskussionen ge
rückt. Ein schwelendes Feuer 
aber bietet in  Erwartung eines 
frischen Luftzuges größere Ge
fahren als ein ruhig brennendes 
Flämmchen, sagen die Russen 
in einem Sprichwort.

Man denkt dabei in erster 
L in ie  an die westdeutsche K P D , 
die in dieser Woche im  M ittel
punkt eines Prozesses steht. 
Diese Parte i hat sich m it ihrer 
doktrinären P o litik  selbst zer
stört. Sie hat es nicht einmal 
verstanden, die kommunistischen 
W ähler von 1933 anzusprechen. 
D ie westdeutsche K P D  hat von 
allen kommunistischen Parteien 
der W elt den größten Schrump
fungsprozeß durchgemacht.
N icht einmal die Gewaltmetho
den der I-Iitler-Aera haben ver
mocht, was die K P D  in ihrer 
verbohrten M oskau-H örigkeit
selbst zuwege brachte.

Gibt es „T itoisten“  ?

K e in  Kommunist kann seinö 
ideologische H ü lle sprengen. 
A ber1 es hat sowohl in  der SED 
als auch in der K P D  ernsthafte 
Auseinandersetzungen über die
se Fragen gegeben. N u r —  man 
hat sie m it Gewalt unterdrückt. 
D ie Verfechter einer eigenstän
digeren kommunistischen P o li
t ik  wurden als „T ito isten “ diffa
m iert und gemaßregelt. Dabei 
— hat es in der SED überhaupt 
„T ito isten " gegeben?

Es gab und gibt dort eine 
kleine Gruppe, die unter T ito  
als Partisanen kämpfte und 
auch nach dem K riege  Beziehun
gen nach Belgrad besaß. Sie 
fiel nie entscheidend ins Ge

wicht. E in zig  und allein die T a t
sache, daß T ito, als sich sein 
Land in der größten K rise be
fand, den Mut zu einer Abkehr 
von Stalin besaß, hat in der 
Zone „T itoisten“ gemacht. Jedes 
politische K ind vermochte in 
den Jahren 1948/49 zu erkennen, 
wohin Ulbrichts Moskau-Kurs 
führen mußte. V iele SED-Funk- 
tionäre vertreten noch heute die 
Meinung, die SED. hätte sich bei 
ähnlicher Haltung zumindest ei
nen gewissen Prozentsatz ehrli
cher Gesinnungsgenossen ge
schaffen. So aber ist sie eine 
Parte i ohne moralischen und 
geringem  ideologischen Zusam
menhalt.

Tito brüskiert Ulbricht
Der jugoslawische Staats- und 

Parteiehef hat bisher in allen 
Erklärungen zur Vergangenheit 
die K lu ft, die ihn und seine An
hänger von Ulbricht trennt, auf
rechterhalten. Er hat in  mehre
ren Äußerungen die SED-Füh- 
rung für die Parte im itg lieder 
deutlich genug brüskiert. Das 
hat dem 1. SED-Sekretär star
ken innerparteilichen Abbruch 
getan. Man fra g t sich heute, 
warum hat U lbricht Stalin ge
genüber nicht in angemessener 
Form  die deutschen Belange 
selbst der SED zu vertreten 
vermocht? Sogar führende SED- 
M itglieder haben ihm deutlich 
genug den W eg  dazu gewiesen. 
U nd: W ann endlich w ird  U l
bricht die Konsequenz aus die
ser Haltung ziehen müssen, die 
nur in  seinem möglichst laut
losen Abtreten bestehen kann? 
Die je tz ige  Diskussion um den 
„Titoism us" w ird  entscheidend 
zur K lärung beitragen. T ito  
selbst hat den einsichtigeren 
SED-Funktionären eine Chance 
gegeben.
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J. B . G r a d l :

Moskau hat 
den nächsten Zug

Le id er ist das Thema W ie 
dervereinigung auf dem schlech
ten W ege, Zankapfel Nummer 
eins im  innerdeutschen P a r
teienstreit zu werden. Soeben 
erlebten w ir  in  Berlin  die 
FDP-Spaltung. A ls Begründung 
werden Meinungsverschieden-, 
heilen über die Außenpolitik 
bzw. W iedervereinigungspolitik 
angegeben. Nun ist die innere 
Spannung auch in der Berliner 
F D P  v ie l älter • als Dehlers ge
fährliche außenpolitische Sei
tensprünge. Seit Jahren schon 
schwelen im  liberalen Lager 
Gegensätze zwischen den R ich
tungen der „Deutschen Volks
partei" und der „Dem okrati
schen P a rte i"  der W eimarer 
Zeit. Dennoch w ird  die Spreng
kra ft des Problem s der W ieder
verein igung daran sichtbar, daß 
sich an ihm die Gegensätze so
gar innerhalb einer Berliner 
Parte i bis zur Spaltung entzün
den konnten.

W as sich hier im  Rahmen 
einer Parte i zeigt, spiegelt nur 
den Gegensatz w ider, der im 
großen zwischen Regierung und 
sozialdemokratischer Opposition 
besteht. D ie Bundesregierung 
rnuß wissen, daß ihre Stel
lungnahme diesmal m it größe
rer  Aufmerksamkeit erwartet 
w ird  denn je. D ie letzte um
fassende außenpolitische D e
batte w ar am 1. Dezember 1955 
und galt der Situation, die 
durch das Scheitern der Genier 
Außenministerkonferenz im N o 
vember 1955 entstanden war. 
Seither hat sich vieles ereignet, 
vom X X . Parteikongreß der 
sowjetischen K P , den Besuch 
der Sowjets in London und der 
Franzosen in Moskau bis zu 
den Auseinandersetzungen in
nerhalb des Weltkommunismus, 
zu Adenauers und Pineaus 
R eise nach Washington, zu T i
tos Annäherung an Moskau 
und der krä ftigen  Diskussion 
im  ganzen W esten über die 
künftige P o litik  gegenüber 
Moskau. D ie Bundesregierung 
w ird  kritisiert, daß ihre P o 
lit ik  zu starr sei. Sie ver
schließe sich diesem Neuen,

das gekennzeichnet sei durch 
die Verdammung Stalins, durch 
die sowjetischen Abrüstungs
gesten und dergleichen mehr.

Nun darf nüchterne Betrach
tung solcher K ritik  einiges 
nicht übersehen. Zunächst: In  
der deutschen F rage  hat sich 
die sowjetische H altung nicht 
einmal atmosphärisch geändert. 
Im  sowjetischen Besatzungsge
biet ist politisch alles beim  a l
ten geblieben, und die sow je
tische Deutschlandpolitik ver
w eist unentwegt au f die soge
nannten Errungenschaften und 
auf den fü r uns unmöglichen 
Verhandlungsweg zu den ge
genwärtigen illegalen Machtha
bern Pankows. F erner: Trotz 
vie ler Jahre konsequenter Bun
despolitik ist das Vertrauen 
des Westens zu uns, sein soge
nannter Rapallokom plex noch 
immer empfindlich. D er gehei
me Verkehr zwischen Reichs
wehr und R oter Arm ee in  den 
zwanziger Jahren und der H it- 
ler-Stalin-Pakt vom August 1939 
sind Erfahrungen, die sich der 
angelsächsischen W elt t ie f ein
geprägt haben. Schließlich: D ie 
m ilitärische Verbundenheit des 
Westens ist in  der hochgerü
steten und spannungsgeladenen 
Gegenwart noch immer die ein
drucksvollste Realitä t gegen
über dem sowjetischen Block. 
D ie Bundesrepublik ist ein 
w ichtiger Partner dieser w est
lichen Gemeinschaft. W ürde sie 
unzuverlässig, so würde die 
gesamte Position  des Westens 
und damit auch die ih rige in 
dem bevorstehenden politischen 
Ringen m it den Sowjets um 
die Ordnung Mitteleuropas von 
vornherein gefährlich ge
schwächt.

D ie deutsche Einstellung zu 
den westlichen Verträgei>, zur 
N A T O  usw. und die deutsche 
Haltung gegenüber den sow je
tischen Lockungen und Dro
hungen wurden im W esten im
mer auch als eine Probe auf 
die deutsche Zuverlässigkeit be
trachtet. W as bei uns ehrlich 
als „E lastizität" gemeint gew e
sen wäre, wäre draußen allzu 
leicht als „Schaukelpolitik“ ge
deutet worden. Ein bundes
republikanischer Feh ltr itt auf 
diesem schmalen Grat konnte 
—  und kann noch immer — 
dazu führen, daß w ir  uns zw i
schen die Stühle setzen, das 
heißt, daß man sich über uns

hinweg ein igt —  auf der Basis 
der deutschen Spaltung. Das ist 
die schwere außenpolitische 
Verantwortung der Bundes
regierung. D ie westdeutsche 
Opposition hat als solche das 
Recht, unbekümmerter zu sein. 
A ber im  Grpnd lieg t die V er
antwortung auf beiden.

Mehr Spielraum

Andererseits haben sich ge
rade im  B lick auf diese V er
antwortung die deutschen M ög
lichkeiten in  letzter Zeit er
heblich erweitert. Denn jetzt 
w ird  in der westlichen W elt 
selbst ganz offen und breit die 
F rage  erörtert, ob eine R ev i
sion insbesondere des deut
schen Verhältnisses zur N A T O  
zu gegebener Zeit den W eg  zur 
W iedervereinigung und inter
nationalen Entspannung erleich
tern könnte. Daß der französi
sche Außenminister Pineau sol
chen Gedanken nachgeht, und 
daß er darüber Gespräche in 
W ashington geführt hat, ist be
kannt. D ie britische Regierung 
hat schon im vergangenen Jahr 
m it ihrem revidierten Eden- 
P lan  deutlich gemacht, daß sie 
sich auch andere Lösungen des 
militärischen Status in M ittel
europa überlegt als die gegen
w ärtige. Jetzt aber häufen sich 
auch aus den Verein igten Staa
ten .ähnliche Stimmen, zwar 
nicht offiziell aus Regierungs
mund, wohl aber von ernst zu 
nehmenden Persönlichkeiten — 
w ie zum Beispiel der frühere 
US-Botschafter in Moskau, 
Kennan, oder der eigenwillige, 
aber immer vie l beachtete 
Publizist Lippmann. Angesichts 
dieser w irk lich neuen Situation 
kann die Bundesregierung zwar 
nicht unbesorgt, aber doch w e
n iger besorgt zu Überlegungen 
und zur Aussprache über das 
Problem  der militärischen Stei
lung eines vereinigten Deutsch
land bereit sein.

D ie Bundesregierung war 
durch ihr unbeirrtes Festhal
ten an der NATO-Konzeption 
von 1954 in den R u f gekom
men, sie stelle sich die W ie
dervereinigung vor als einfache 
Erweiterung der N A T O  auf die 
Sowjetzone. Nun bedurfte es 
nicht der jüngsten TASS-Erklä- 
rung, daß die Sowjets einer 
solchen W iedervereinigung 
nicht zustimmen würden. 2n 

(Fortsetzung auf Seite 7)



Kein Separaigespräch mit Kreml
Ohne Westmächie keioe Verhandlungen 

Bonn (AP/D PA ). W enige Tage vor der großen außenpoliti
schen Debatte im Bundestag hat Bundeskanzler B r. Adenauer 
seinen Standpunkt, nach dem direkte Verhandlungen m it M os
kau über die W iedervereinigung abzulehnen sind, noch einmal 
bekräftigt. E r begründete seine Haltung damit, daß durch sol
che Verhandlungen das Mißtrauen gegenüber Deutschland in 
den USA, Frankreich und Großbritannien wachgerufen würde. 
In  einem In terv iew  m it  der amerikanischen Nachrichtenagentur 
IN S  betonte Adenauer, daß die Bundesregierung nur m it den 
v ier Mächten zusammen verhandeln w olle. Es wäre nach der 
Meinung des Bundeskanzlers falsch, die F rage  der W iederver
ein igung lediglich als eine nationale deutsche Angelegenheit zu 
betrachten.

Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus
gabe in der sowjetischen Be
satzungszone funktioniert. Die 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen an folgende Adres
se zu schicken:

Herrn E. E e g n i  
Berlin-Tem pelhof 1 ' 

Manfred-v.-Richthofen-Str. 2, I I
F a lls  Sie den kleinen TA G  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die  Marke von  dem B rie f
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe.

B T , Pankow  hat die Entlas
sung von annähernd 20 000 
H äftlingen bekanntgegeben. 
Diese Nachricht bew irkt eine 
verständliche Freude und H o ff
nung, daß möglichst vielen 
Menschen die Freiheit w ieder
gegeben ist, die sie verdienen. 
Und das sind a lle politischen 
Gefangenen, die durch das Ju
stizsystem der Zone verurteilt 
wurden.

Es werden in  einem Unter- 
suchungsbericht der S E D  
nicht nur die überhöhten Straf
maße zugegeben, sondern die 
W illkür, m it der Verhaftungen 
vorgenommen und U rteile ge
fä llt  wurden. D ie SED versucht 
zwar mit der Erklärung abzu
mildern, diese böse Rechtspra
x is käme auf das Schuldkonto 
des vom W esten aufgezwunge
nen kalten Krieges, und heute 
sei die D D R stark und gefestigt 
genug, um Korrekturen der U r
teile und des Strafvollzuges 
vorzunehmen —r doch es bleibt 
das Eingeständnis einer Justiz
methode, die nicht länger trag
bar ist.

D ie Umgestaltung des Rechts
wesens, seine Neuformulierung 
n--d Neufindung könnte der Be-

Adenauer lehnte auch den V or
schlag ab, selbst die Sowjets 
aufzufordern, fre ie  W ahlen in 
der Sowjetzone als eine „qualifi
zierte Vorbedingung“ fü r ge
samtdeutsche Gespräche und fü r 
gesamtdeutsche W ahlen zu ge
statten, w obei durch diese W ah
len in der „D D R “ das gegen
w ärtige stalinistische Regim e in 
der Sowjetzone durch eine für 
Verhandlungen akzeptablere 
neue kommunistische Regierung

ginn eines beachtlichen V or
ganges in der Zone werden. 
Hoffentlich sind aber die Ent
lassungen nicht ein einmalig 
gezahlter Tribut an die von 
Moskau gewünschte antistali- 
nistische Korrektur. Bei a ller 
Freude über jeden entlassenen 
H ä ftlin g  bleibt die bange F ra 
ge, auf die Pankow  noch keine 
Antwort gegeben hat: W ie
viele politische H äftlin ge befin
den sich noch in  den zonalen 
Strafanstalten? D ie Betonung
li.egt dabei auf dem W ort „po
litisch“. Denn nach der M ittei
lung aus Pankow w ird  w ieder 
kein klarer Unterschied ge
macht zwischen politischen und 
krim inellen Häftlingen. Diese 
Praxis der Verwischung und 
Gleichsetzung von krim inellen 
Verbrechen und politisch uner
wünschter „Vergehen“ Ist alt, 
ihr lieg t eine besonders heim
tückische Diffamierungsabsicht 
des politischen Gegners zugrun
de. Die Ausrede g ilt  nicht, daß 
man politische Vergehen als 
krim inelle Verbrechen empfinde 
und sich deshalb zu keiner un
terschiedlichen Beurteilung ver
anlaßt sehe.

ersetzt werden würde. E r fuhr 
fo rt : „D ie Russen werden nicht 
nein sagen, sondern w ieder 
Rückfragen stellen und m it uns 
verhandeln; und wenn man bei 
uns verhandelt, dann gehen in 
Amerika, in  England und in  
Frankreich die Positionen ver
loren."

Der Kanzler vertrat die A u f
fassung, daß die Sowjets mit 
langfristigen Entwicklungen in 
W esteuropa und m it Volks
front-Regierungen in  Ita lien  
und Frankreich rechnen. Sie 
hofften, daß die Bundesrepublik 
w eiter unterminiert -werden 
kann, und daß sie dann —  „sa
gen w ir  das offen — , wenn ich 
heute oder m orgen nicht mehr 
bin, worauf sie bestimmt 'hof
fen “ , Westdeutschland erobern, 
ohne daß ein Trop fen B lut 
fä llt. M it der Eroberung W est
deutschlands würde das sow je
tische Kriegspotentia l denen 
der U SA gleichkommen, und 
dann würde die Sowjetunion 
aggressiv werden und auf 
einem Rückzug der USA aus 
Europa bestehen. Man müsse 
deshalb das Prob lem  der W ie 
dervereinigung auch vom  Stand
punkt der ganzen freien  W elt 
sehen.

Nach Ansicht des Bundes
kanzlers ist die Bevölkerung 
der Zonen-Republik so einge
schüchtert, daß sie ohne eine 
w irkliche internationale K on 
tro lle und ohne die Gewißheit, 
daß sie —  wie die Wahlen auch 
ausfailen —  nicht mehr unter 
das jetz ige Regim e zurück
kommt, nicht abzustimmen 
wagt. Der Opppsit-ion machte 
Adenauer den Vorwurf, sie 
hoffe, durch das Anfachen na
tionaler Instinkte das Wasser 
auf ihre Mühle zu bekomm er

Und wieviel sitzen noch?
Zn Pankows Freilassungg-Aktion



Deutscher Protest in  Moskau
Zwischenfall in der Botschaft — Bestrafung erwartet

Bonn (A P ). D ie  Bundesregierung- erw artet die Bestrafung der 
Personen, d ie fü r den Zwischenfall auf dem Gelände der deut
schen Botschaft in  Moskau in der vergangenen Woche verant
wortlich sind. Sie hat die sowjetischen Behörden ersucht, dafür 
zu sorgen, daß sich solche V orfä lle nicht mehr ereignen. Dies 
geht aus einem in  Bonn veröffentlichten Aide-memoire an den 
sowjetischen Stellvertretenden Außenminister Semjonow hervor. 

In  dem Aide-memoire, das sonen auf dem Boden eines 
Botschafter Haas auf Anwei- Botschaftsgrundstückes sei eine
sung Bonns wegen der V erlet
zung der Exterritoria litä t der 
deutschen Botschaft durch so
w jetische Po lize i überreicht 
hat, w ird  eine genaue Schil
derung des Vorfa lles  gegeben, 
bei dem zwei Personen, die 
sich als Deutsche zu erkennen 
gaben, auf dem Botschaftsge
lände verhaftet wurden.

In  dem Schreiben heißt es, 
am 19. Juni habe ein Angehö
r iger der sowjetischen M iliz  
eigenmächtig das Botschaftsge
lände betreten und m it H ilfe  
des von den russischen Behör
den angestellten Hausmeisters 
der Botschaft zwei Personen 
festgenommen, die dort vor
sprechen wollten. Sie hätten 
diesen Personen, die- auf 
deutsch um H ilfe  riefen, den 
Mund zugehalten und sie dann 
mit Unterstützung von ein igen  
anderen Milizmännern abge
führt. D ieser Vorgang stelle 
einen Bruch der völkerrechtlich 
anerkannten Unverletzlichkeit 
einer Botschaft dar. D ie  ge
waltsame Festnahme von P e r 

schwere Verletzung der Exter
ritoria lität.

D er sowjetischen M iliz  sei 
der Status des Geländes be
kannt gewesen, heißt es in  dem 
Aide-memoire weiter. Beispiels
weise habe die M iliz  am 1. Juni 
anläßlich des Unfalls eines 
W agens der deutschen Bot
schaft erklärt, ihre Beamten 
könnten zwecks Besichtigung 
dieses W agens das Botschafts
gelände nicht betreten. Damals 
sei das deutsche Botschaftsper
sonal aufgefordert worden, den 
W agen  auf der Straße der M iliz  
vorzuführen. 0

Ein Sprecher des Auswärtigen 
Amtes erklärte auf einer Pres
sekonferenz, Haas habe gleich
ze itig  mündlich dagegen prote
stiert, daß ganz allgem ein Be
sucher der deutschen Botschaft 
von den Sowjets in  zunehmen
dem Maße behindert würden. 
D ies gehe auch aus der sin
kenden Besucherzahl hervor. In  
letzter Zeit seien nur ein paar 
Leu te vorste llig  geworden, wäh
rend früher jeden T a g  ein 
„paar Dutzend“ Personen in 
der Botschaft vorgesprochen 
hätten..

Man dürfe die „D inge nicht 
dramatisieren“ , erklärte der 
Sprecher, aber es habe sich ge
zeigt, daß die Arbeit der' deut
schen Botschaft „unmöglich ge
macht w ird, wenn so etwas 
weiter geschieht“. D ie Verhaf
tung von Personen auf dem Ge
lände der deutschen Botschaft 
w erfe ein bezeichnendes L icht 
darauf, unter welchen Umstän
den Haas in Moskau arbeiten 
müsse.

England kürzt Militäretat
Eine Ankündigung Macmillans

zungen entfallen 36,5 Millionen 
Pfund auf das eigentliche Ver
teidigungsprogramm, die rest
lichen 13,5 M illionen auf die 
Verteidigungsausgaben verschie
dener Ministerien. Macmillan 
betonte, daß die Einsparungen 
zu keinerlei Änderungen des 
Umfangs oder der Form  der 
Streitkräfte führen werden.

London (D PA ). Schatzkanzler 
Macmillan kündigte im  Unter
haus eine Kürzung der b rit i
schen Verteidigungsausgaben 
um 50 M illionen Pfund an. Der 
Abstrich erfo lg t m it dem Ziel, 
insgesamt 100 M illionen Pfund 
an ftegierungsausgaben im lau
fenden Haushaltsjahr einzuspa
ren. B ei den Verteidigungskür-

Bonn weist TA SS -D em enti zurück
Pineau als Kronzeuge

Bonn (Eigenmeldung). D ie  E r
klärung der sowjetamtlichen 
Nachrichtenagentur TASS zur 
Deutschiandfrage hat in Bonn 
allgemein Aufsehen erregt. B e
reits 24 Stunden später antwor
tete die Bundesregierung darauf 
und w ies die TASS-Brklärung 
scharf zurück. G leichzeitig w arf 
sie der sowjetischen Regierung 
vor, sich ihrer noch im  vergan
genen Jahr anerkannten V er
pflichtung zur W iederverein i
gung Deutschlands zu entziehen.

In  ihrer Gegenerklärung hält 
die Bundesregierung an der 
von TASS dementierten negati
ven. Chrustschov-Äußerung fest 
und zitiert zum Beweis für die

Moskau zur Wiedervereinigung verpflichtet
Richtigkeit ihrer Ansicht eine 
Erklärung des französischen 
Außenministers Pineau am 
20. Juni in Washington. Da
nach hat Pineau die Äußerung 
Chrustschows w ie fo lg t w ieder
gegeben;

„Ich ziehe vor, 20 Millionen 
Deutsche auf -meiner Seite zu 
haben, als 70 M illionen in einem 
w iedervereinigten Deutschland 
gegen uns. Selbst wenn Deutsch
land militärisch neutral bliebe, 
genügt uns das nicht. W ir  w ol
len auch, daß die sozialen und 
wirtschaftlichen Errungenschal
ten Ostdeutschlands beibehalten 
werden. Ostdeutschland auf un
serer Seite zu haben, ist dar

über hinaus auch eine Prestige
frage fü r uns."

Im  Zusammenhang mit der 
Behauptung der sowjetischen 
Pvegierung, daß Viermäehte-Ver- 
handlungen über die W ieder
vereinigung gegenstandslos ge
worden seien, erinnert die Bun
desregierung daran, daß M ini
sterpräsident Bulganin in Mos
kau dem Bundeskanzler gegen
über und später in Genf die 
Verpflichtung der v ier Mächte 
zur W iedervereinigung aner
kannt _ habe. D ie Sowjetunion 
habe sich i-n Genf mit den drei 
Westmächten darüber geeinigt, 
daß „die W iedervereinigung 
Deutschlands auf dem W ege 
fre ier Wahlen erfolgen“ müsse.



So tind  t ie  wirklich t

Der Gefangene des Plans
A ls der Chef der „Staatlichen 

Plankommission", Bruno 
Leuschner, im  vergangenen 
Jahr seinen 45. Geburtstag 
fe ierte, machte ihm Altkom 
munist Heinrich Kau eine der 
ganz seltenen Original-Schall
platten aus Bert Brechts „Drei- 
groschenoper" zum Geschenk. 
Und der m itunter etwas naive 
Leuschner ließ seine Gäste hö
ren: „Drum mach’ nur einen 
Plan, und sei ein großes Licht. 
Und mach' noch einen zweiten 
Plan, geh ’n tun sie beide 
nicht r

Das mag Anekdote sein. Aber 
Rau ist ein Zyniker, der den 
Zynismus zu handhaben ver
steht. Und Leuschner bemüht 
sich gern, als Zyniker zu gel
ten, ohne daß er darin seine 
Unterlegenheit verbergen kann. 
Das Verhältnis Rau— Leuschnef 
hat noch einen besonderen A k 
zent. Heinrich Rau ist der 
w irkliche „P laner" im  Zentral
komitee der SED. Dank seiner 
weitgehenden Unabhängigkeit 
verm ag er sich gegen  U lbricht 
in Grundsatzfragen durchzu
setzen. Leuschner aber ist ein 
P ro tege  Ulbrichts, der nichts 
aus eigener Entscheidung her
aus durchzuführen wagt. W en 
nimmt es wunder, wenn die 
Planw irtschaft in  der Sow jet
zone so reiche Früchte trägt?

Ein „Stehkragenprolet“
Leuschner ist unbeliebt bei 

den alten Thälmann-Kommuni
sten. Sie betrachten ihn als 
Emporkömmling. V or 1933, als 
frisch ■ gebackenes K P-M itg lied ,

- nannten ihn die „F ichte"-Turner 
den „Stehkragenproleten" . . .

Bruno ' Leuschner wurde am
12. August 1910 als Sohn eines 
Neuköllner Arbeiters geboren. 
E r  besuchte die Volksschule 
und wurde kaufmännischer An
gestellter in  einem Warenhaus. 
1928 stieß e r zur „Freien Tur- 
nersehaft", um nach 1926 in 
unklarer; M itgliedschaft beim 
„Arbeitersportverein F ichte" zu 
wirken. Zwei Jahre vor H itlers 
Machtantritt trat er in  die K P D  
ein, ohne Funktionen zu erhal
ten. E rst nach dem Reichstags- 

. brand erwies sich Leuschners 
in der P o litik  unbekannt ge

BRUNO LEUSCHNER

bliebener Name fü r die Kom 
munisten von Nutzen. Uner
kannt vermochte er fast drei 
Jahre hindurch den illegalen 
KP-U n terbezirk  Neukölln zu
sammenzuhalten. W il l  man ge
recht sein, so ist dies die 
größte Leistung Leuschners ge
blieben.

1936 von der Gestapo verhaf
tet, wurde er im  August 1937 
wegen Hochverrats zu einer 6- 
jährigen Gefängnisstrafe .ver
urteilt, D ie Entlassung aus dem 
Zuchthaus Brandenburg war 
fik tiv : D ie  Gestapo schleppte 
ihn sofort nach Sachsenhausen. 
In  Mauthausen durfte er dann 
die Befreiung erleben. „E r war 
ein großartiger Gefangener", 
sagte Bau einmal von ihm. 
„Aber man hätte ihn nicht an 
den Schreibtisch lassen so llen !" 
Abstrakte Zahlentheorien

So w u rde, Leuschner zum Ge
fangenen des Plans. N icht er 
beherrscht die Planziffern, sie 
beherrschen ihn. Der Fehler 
begann m it seiner Einsetzung 
als L e ite r  der Abteilung W ir t
schaft im  Z K  der K P D  von 
1915. H ier  machte er die In i
tiative v ie ler aufbauwilliger 
K rä fte durch schematischen Bü
rokratismus zunichte. Im  April 
1946 übernahm ihn das Zen
tralsekretariat der SED. Die 
Macht aber erhielt er 1947 als 
Le iter und späterer Haupt
abteilungsleiter der Abteilung

Planung in  der „Deutschen 
W irtsphaftskommission"CDWK). 
Diese Stellung prädestinierte 
ihn zum Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission, 
aus welchem Am t er seinen 
Gegenspieler Bau dank U l
brichts Protektion Zug um Zug 
zu verdrängen vermochte. Denn 
Planungsminister Bau wurde 
bald zum  Außenhandels-Rei
senden und überließ Leuschner 
achselzuckend das Revier.

Das halbe Dutzend üblicher 
Funktionen vom  „Volkskam- 
merabgeordneten" b is  zum B e- 
daktionskollegiums-M itglied der 
parteitheoretischen Zeitschrift 
„E inheit“  nimmt ihn w en ig  in 
Anspruch. E r  ist „Schreibtisch
arbeiter“ , fe rn  von P rax is  und 
Wirklichkeitssinn. D ie  Indu
strie- und Fachminister haben 
o f f  versucht, Leuschner wegen 
seiner abstrakten Zahlentheo
rien anzugreifen oder gar aus 
dem Am t zu drängen. U lbricht 
konnte bis heute den F in ger 
dazwischenhalten. Leuschner 
hat in  seinen Augen das große 
Verdienst, den Aufbau der 
Schwerindustrie zu einer Zeit 
durchgekämpft zu haben, als 
selbst Leu te w ie  Bau und Oelss- 
ner fü r eine zeitw e ilige Pause 
zugunsten der Versorgung der 
Z ivilbevölkerung plädierten.

Am  17. Juni 1953 ist Leusch
ners Name nicht gefallen. Da
bei w ar er einer der Haupt
schuldigen, wenn auch nur das 
ausübende Organ der P o litik  
eines Ulbricht. Es ist schwer 
zu sagen, ob es die unbedingte 
Unterordnung unter die Faust 
des SED-Chefs w ar oder ob 
ihn eigener Ehrgeiz zu w ider
sinniger Planung getrieben 
hat: Leuschner jedenfalls hat 
gewußt, daß der 17. Juni un
ausbleiblich war. Leuschner ist 
auch einer der wenigen SED- 
Führer, die den* tatsächlichen 
Umfang der Sowjetzoneii-Ver- 
pflichtungen im  Rahmen des 
Warschauer M ilitärpaktes ken
nen. Sein P lan  ist eine Zerreiß
probe, die Geduld der Bevöl
kerung —  oder besser gesagt 
die Duldungsfähigkeit —  be
stimmt den Zerreißprozeß. A l
les hängt davon ab, w ie weit 
Leuschner die Gefahrensignale 
erkennen kann.



Neuer Kurs im Ost-Fernsehen
SED vermißt ein „wirksames Agitationsinstrument“

Seit d ie SED ihrem. „Deutschen Fernsehfunk“  in Berlin- 
Adiershof eine größere Freiheit als dem „Staatlichen Rim d- 
funkkomitee“  einzuräumen vermochte, haben parteilose Künst
ler und Regisseure versucht, der Zonenbevölkerung eine wenig
stens gut verpackte Propaganda auf den Bildschirm zu zaubern. 
Größtmögliche technische und finanzielle Unterstützung ver
mochten das Ost-Femsehen in  kürzester F rist aus den K inder
schuhen zu heben. Denn seit jeder Eadiomechaniker d ie Ost- 
Fernsehgeräte auf d ie westliche Kanalbreite m it wenigen 
Handgriffen umzustellen vermag, entstand fü r d ie Ädlershofer 
eine ernsthafte Konkurrenz. Um so verwunderlicher klingen die 
Nachrichten, d ie je tz t aüs den Ostberliner Fernsehstudios an 
die Öffentlichkeit dringen.

D ie Tatsachen sind fo lgende: 
Seit etwa v ier W ochen terrori
sieren die Kulturfunktionäre 
des SED-Zentr&lkomitees den 
Fernseh-Sendeleiter Nehmzow 
m it der Forderung, ein „ze it
näheres“  Program m  m it „stär
kerer Berücksichtigung von 
Wünschen der W erk tätigen  und 
ihrer Organisationen“  aufzule
gen. Dahinter verbergen sich 
die seit langem vorgetragenen 
Wünsche des FD G B und der 
„Nationalen Front", im  Rahmen 
der Fernsehsendungen einen fe 
sten P la tz  zu erhalten. So ver
langt der FDGB-Bundesvorstand 
eine Sendung m it dem T it e l : 
„D ie Stimme der A rb e it" und 
die „Nationale F ron t" w ill lau
fend 10-Minuten-Vorträge fü r 
d ie . „Hausgemeinschaftsleitun
gen“ halten* Da diese Sendun
gen nur innerhalb des Abend
programms gebracht werden 
könnten, steht fü r den Adlers
hofer Fernsehfunk der gesamte 
Sendecharakter auf dem Spiel.

Nehmzow warnte vergeblich

W er Ost-Fernsehteilnehmer 
ist, w ird  festgestellt haben, daß 
Adlershof seit ein igen Wochen 
an Stelle der früheren F ilm - 
und TJnterhaltungssendungen 
eine Fü lle tendenziöser und 
langw eiliger Fernsehspiele
bringt, die zum T e il krampfhaft 
den Rundfunk-Hörspielen der 
drei Ostsender angelehnt sind. 
Diese von endlosen politischen 
D ialogen getragenen Aufführun
gen sind das erste Zugeständnis 
an die Abteilung Kultur de. 
Zentralkomitees. Nehn&ow hatte 
seine SED-Kollegen vergeblich 
gewarnt. D er E r fo lg : In  Ostber
lin haben die Radiohändler alle 
Hände voll m it „kleinen U m 
bauten" an den Fernsehempfän

gern zu tun. Man geht auf 
„W estberliner W e lle " und 
nimmt dort selbst Museums- 
Sendungen des Bayerischen 
Fernsehfunks in Kau f, nur um 
der Holzhammer-Propaganda zu 
entgehen.

F ü r Nehmzow und die ande
ren SED-Chefs des Studios A d 
lershof ist damit ein anderes 
Problem  verbunden. B is heute 
vermögen sie noch westdeutsche 
und ausländische Künstler un
ter Zahlung von Höchstgagen 
heranzuholen. V ie le  prominente 
Zonenkünstler haben in  Adlers
hof wegen des dort erhofften 
„freieren Lüftchens“ Zuflucht 
gesucht. Sie a lle drohen auszu
bleiben, wenn der „Deutsche 
Fernsehfunk“ auf die „harte 
W e lle “ zurückschalten muß. 

P ro d u k tio n  is t  v e r ä r g e r t
Am  härtesten aber trä fe ein 

neuer Fernseh-Kurs die bereits

hinreichend verärgerte Indu
strie. D ie Produzenten der Fern 
sehgeräte, deren Pre ise noch 
immer rund 250 Prozent der 
West-Apparate betragen, be
kommen jede derartige Kurs
änderung sofort zu spüren. Von 
rund 120 000 fü r den In landsbe-, 
darf bis heute produzierten Ost
geräten wurden erst rund 55 000 
verkauft. D ie Mehrzahl davon 
befindet sich in „Kollektivbe- 
s itz“ , das heißt, diese Geräte 
mußten zum Gestehungspreis 
an politische Organisationen 
und Betriebe abgegeben w er
den. W ohin aber nun m it dem 
Rest? D ie HO-Geschäfte und 
Warenhäuser sind vo ll davon. 
D ie Käu fer aber halten sich aus 
gutem Grund zurück, denn:
1. D ie Fernsehgeräte müssen 
innerhalb des nächsten halben 
Jahres radikal im  P re is  her
untergesetzt werden, um La ge r
stauungen zu vermeiden, und
2. die Ost-Industrie beginnt im 
Herbst mit der Einführung der 
größeren B ildröhre, wom it die 
bisherigen „Postkartenbildgerä- 
te “ nur noch geringen W ert be
sitzen.

Das Ende des jetzt begonne
nen Streites um das Ost-Fern
sehprogramm ist noch nicht ab- . 
zusehen. Fest steht nur, daß die 
SED eine politische Umschal
tung sowohl auf dem wirtschaft
lichen als auch auf dem propa
gandistischen Sektor teuer be
zahlen müßte.

KP-Krise erster Ordnung
So kommentieren westliche Zeitungen

N ew  York  (AP/D-PA). D ie ge
genwärtige Kampagne der so
wjetischen Parteiführer zur Ent
götterung Stalins hat unter den 
kommunistischen Parteien
Frankreichs, Italiens und Groß
britanniens und anderer Länder 
eine moralische und politische 
K rise  erster Ordnung ausgelöst, 
schreibt die „N ew  York  Tim es“ . 
Für die fre ie  W elt laute die 
Aufgabe jetzt, die Enthüllungen 
Chrustschows als eine W affe zu 
iebrauchen, -um das Ansehen 
und den Einfluß der kommuni
stischen Regierung zu vernich
ten.

Das Zentralkomitee der fran
zösischen K P  hat nach einer

achtstündigen Konferenz be
kanntgegeben, es sei falsch, alle 
Fehler der sowjetischen K P  Sta
lin aufzubürden. Dem General
sekretär Thorez wurde das V er
trauen ausgesprochen.

Der italienische Kommunisten
führer Toglia tti scheint wegen 
seiner Angriffe  gegen die „Ent- 
staiinisierung“ innerhalb seiner 
Partei starker K ritik  ausge
setzt zu sein. Toglia tti hat nach 
einem Bericht der Londoner 
Zeitung „D a ily  Express" er
klärt, seine kritischen Äußerun
gen bedeuten keineswegs eine 
Revolte gegen die Herrscher des 
Kremls.



_ , „Towarischisch,
„Scheisi ein Siar aus Italien su seinl“ nimm den Genossen gleich mii!!

Moskau hat den nächsten Zug
(Fortsetzung von Seite 2)

der Bundesrepublik w ird  sich 
kein verantwortlicher Po litiker 
solchem Irrtum  hingegeben ha
ben. Aber gerade um der ge
fährlichen Verw irrung im  in
nerdeutschen Streit zu begeg
nen, ist es nunmehr angebracht 
und auch möglich, daß die Bun
desregierung den deutschen 
Standpunkt klar und zeitge
mäß formuliert. W ir  dürfen 
und müssen bereit sein, über 
den militärischen Status eines 
wiederve-reinigten Deutschland 
zu sprechen und sprechen zu 
lassen, soweit unsere eigene 
Sicherheit und die Verbunden
heit m it dem W esten das irgend 
ermöglichen. Dabei kommt es 
je tz t nicht auf Pläne an — die 
g ib t es genug, und bei ent
scheidenden Ost-West-Verhand- 
lungen werden sich neue fin
den — . sondern auf die B e
reitschaft. Der nächste Zug

w ird  dann vor a ller W elt an 
den Sowjets sein, nämlich ob 
sie getreu ihrem neuerlich ver
kündeten Prinzip  der N ichtein
mischung endlich bereit sind, 
die innerdeutschen Entscheidun
gen dem Volk zu überlassen.

Frsiheitskampf Ser Balten
Bonn (Eigenmeldung). Zur E r

innerung an' die Massendepor
tationen von Balten in das Inne
re der Sowjetunion im Sommer 
1941 hatten sich in Bonn E x il
vertreter der baltischen Länder 
m it ihren deutschen Freunden 
auf Einladung des, Deutschen 
Sektion des Internationalen 
Komitees zur Verteid igung der 
christlichen Kultur versammelt. 
Von den baltischen Sprechern 
wurde betont, daß für sie der 
Kam pf gegen den Bolschewis
mus zugleich ihr Kam pf gegen 
die Russifizierung ihrer Heimat 
und gegen den sowjetischen 
Atheismus sei.

SSI, iierhören!
Der klein© TA G  w ird  ver

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister
amt oder bei seiner Dienst
stelle abgeben. Übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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